
dann aber ein Interesse an der Identifizierbarkeit des Op-
fers bestehen soll, zumal der Autor durch die Abkürzung
des Nachnamens der Betroffenen gezeigt hat, dass er selbst
von der Notwendigkeit einer Anonymisierung ausgeht.

■ Zu berücksichtigen ist auch, ob die Berichte der Wahrheit
entsprechen oder ob Falsches berichtet wird.45 Nach teil-
weise vertretener Ansicht kann eine wahre Berichterstat-
tung einen Geldentschädigungsanspruch nur im Ausnah-
mefall begründen.46

■ Ein weiteres Kriterium kann sein, dass die Veröffentlichung
allein oder auch nur vorrangig zum Zweck der Gewinn-
erzielung geschehen ist. Dabei darf allerdings nicht ver-
kannt werden, dass eine Gewinnerzielungsabsicht in der
Regel jeder Presseveröffentlichung immanent ist, da ein
Verlag auf Dauer mit der Zeitung wirtschaftlichen Erfolg
erreichen muss.47 Indiziell gegen eine Zwangskommerziali-
sierung etwa eines Opfers kann ein Abdruck des Artikels
im Innenteil statt auf der Titelseite sprechen. Denn dann
kann davon ausgegangen werden, dass der Artikel für den
durchschnittlichen Leser nicht als Blickfang diente.48

■ Der Betroffene muss als Anspruchsteller nachweisen, dass
nachhaltige Auswirkungen und damit ein immaterieller
Schaden tatsächlich auch entstanden sind. Dass dieser mög-
lich ist, reicht allein nicht aus.49 Allein dass die Betroffene
im Beispielsfall auf der Straße angesprochen wurde, ist mit-
hin irrelevant. Entscheidend ist allein ein ihr gegenüber
gezeigtes negatives Verhalten. Konkrete negative oder ab-
lehnende Reaktionen des sozialen Umfelds infolge der be-
anstandeten Berichterstattung hat der Anspruchsteller da-
her darzulegen und ggf. zu beweisen.50 Die vage Ver-
mutung, dass es zu einer Identifizierung gekommen sein
könnte, reicht hierfür nicht aus.51

■ Eine geringe Dauer der Beeinträchtigung kann gegen die
Berechtigung eines Geldentschädigungsanspruchs sprechen.
Dabei darf aber nicht verkannt werden, dass angesichts der
Flüchtigkeit von Meldungen in einer Gesellschaft des Infor-

mationsüberflusses die zeitlich begrenzte Dauer der Be-
richterstattung nicht generalisierend zur Begründung feh-
lender Schutzbedürftigkeit herangezogen werden kann.
Denn gerade flüchtige Meldungen können in den Köpfen
der Menschen Spuren hinterlassen.

II. Fehlen anderweitiger Ausgleichsmöglichkeiten
Der Geldentschädigungsanspruch ist subsidiär. Er besteht nur,
wenn anderweitige Ausgleichsmöglichkeiten nicht bestehen.52
Der Zuerkennung eines Entschädigungsanspruchs kann des-
halb entgegenstehen, dass der Anspruchsteller von vornherein
nicht den nahe liegenden Versuch unternommen hat, für die
geltend gemachte Persönlichkeitsverletzung eine anderweitige
Genugtuung durch Gegendarstellungen sowie Widerrufs- und
Unterlassungserklärungen,53 notfalls mit gerichtlicher Hilfe,
zu erreichen.54 Im Beispielsfall scheiden ein Widerruf sowie
eine Richtigstellung aus, wenn nur Wahres berichtet wurde. In
Betracht käme allenfalls die Abgabe und die Veröffentlichung
einer Unterlassungsverpflichtungserklärung als vorrangiges
Mittel.55

Als Ergebnis des Beispielfalls lässt sich festhalten, dass der
geltend gemachte Geldentschädigungsanspruch vom Nach-
weis konkreter negativer Reaktionen des sozialen Umfelds
der Anspruchstellerin infolge der Berichterstattung abhängen
wird.

45 KG ZUM-RD 2008, 119.
46 LG Hamburg AfP 2007, 382.
47 LG Hamburg AfP 2007, 382.
48 LG Hamburg AfP 2007, 382.
49 Damm/Rehbock (Fn. 10) Rn. 981–983.
50 BVerfG NJW-RR 2007, 1055 (1056) – Scheidungsopfer Mann.
51 BVerfG NJW-RR 2007, 1055 (1056) – Scheidungsopfer Mann.
52 Götting/Schertz/Seitz/Müller (Fn. 2) § 51 Rn. 24; Damm/Rehbock (Fn. 10)

Rn. 988 ff.
53 Zum Widerruf als Instrument zur Behebung einer Persönlichkeitsrechtsverletzung:

BGH NJW 1996, 861 ff. (864) – Caroline von Monaco.
54 OLG Hamm NJW-RR 2001, 1622.
55 Damm/Rehbock (Fn. 10) Rn. 994.
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Der Fall behandelt Fragestellungen aus dem Eigentümer-Besitzer-Verhältnis, dem allgemeinen
Teil des BGB sowie dem Delikts- und Bereicherungsrecht
Examensniveau, oberer Bereich
5 Std.
Schönfelder

& SACHVERHALT
E erwarb vor einigen Jahren einen prachtvollen Papagei, der ihm sehr ans Herz gewachsen
war, für 300 EUR. Wegen eines bevorstehenden Auslandsaufenthalts gab E den Papagei seinem
besten Freund A in Pflege und bat ihn, gut für das Tier zu sorgen. B, dem dies bekannt war,
bat den A, ihm den Papagei für 500 EUR zu verkaufen. Durch das vorteilhafte Angebot
überredet, übergab A dem B den Papagei und nahm die 500 EUR, die er absprachegemäß an E
weiterreichen sollte, in Empfang. A ging davon aus, dass E, vor vollendete Tatsachen gestellt,
sich schon damit abfinden würde. Bevor A dem E, den er testamentarisch zum Alleinerben
eingesetzt hatte, etwas mitteilen konnte, starb er infolge eines Autounfalls.

* Der Verfasser ist Richter als w.a. Richter am SG und Kommisionsvorsitzender in der staatlichen Pflichtfachprüfung in Hessen.
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Nach seiner Rückkehr aus dem Ausland erfuhr E, dass sich der Papagei bei B befand und
verlangte von diesem die Herausgabe. Dieses Ansinnen lehnte B ab und erklärte, E müsse als
Erbe des A die von diesem getätigten Rechtsgeschäfte gegen sich gelten lassen. Daraufhin
antwortete E ihm schriftlich, A solle keine Reden führen und den Papagei unverzüglich
herausgeben. Nach 3 Tagen teilte B dem E ebenfalls schriftlich mit, der Streit sei jetzt gegen-
standslos geworden, da ihm an diesem Morgen der Papagei entflogen sei. Der tatsächlich
entflogene Papagei fand sich nicht wieder ein. Nunmehr verlangte E von B Ersatz des Wertes
des Papageis mit 300 EUR. B lehnte dies ab und meinte er könne von E als Erben des A
zumindest die Rückzahlung der 500 EUR verlangen. E solle ihm also zunächst einmal 200
EUR zahlen.

1. Hat E den geltend gemachten Anspruch gegen B auf Ersatz des Wertes des Papageis?

2. Bestehen Gegenansprüche des B?

& LÖSUNG

FRAGE 1: ANSPRÜCHE DES E GEGEN B AUF ZAHLUNG VON 300 EUR

A. VORAUSSETZUNGEN DER §§ 989, 990 I BGB
E könnte gegen B einen Schadensersatzanspruch aus §§ 989, 990 I BGB haben.

I. Eigentümer-Besitzer-Verhältnis im Zeitpunkt der Verletzungshandlung
Dann müsste zwischen E und B ein Eigentümer-Besitzer-Verhältnis in Zeitpunkt des scha-
densbegründenden Ereignisses bestanden haben.

1. Eigentum des E
E müsste Eigentümer gewesen sein als der Papagei dem B entflog.

Ursprünglich war der E der Eigentümer des Papageis.
Er könnte jedoch sein Eigentum verloren haben durch Veräußerung des A an B nach § 929

S. 1 BGB. A und B haben sich dinglich, dh mit dem Inhalt geeinigt, dass das Eigentum am
Papagei auf B übergehen soll. Der Papagei wurde auch übergeben, sodass eine besitzrechtliche
Trennung auf Veräußererseite vorliegt. A war aber nicht verfügungsberechtigter Eigentümer
des Papagei und er handelte weder mit Einwilligung des Berechtigten E noch stand ihm kraft
Gesetzes das Verfügungsrecht über den Papagei zu. Der damit vorliegende Mangel in der
Berechtigung ist auch nicht gemäß § 932 I 1 BGB überwunden worden, da B vom fehlenden
Eigentum des Veräußerers Kenntnis hatte. Daher hat E sein Eigentum am Papagei nicht nach
§ 929 S. 1 BGB verloren.

E könnte aber das Eigentum gemäß § 185 II 1 Fall 3 BGB verloren haben. Nach dieser
Vorschrift wird eine Verfügung wirksam, wenn der Verfügende vom Berechtigten beerbt wird
und dieser für die Nachlassverbindlichkeiten unbeschränkt haftet. Die Verfügung liegt hier in
der Veräußerung an B (zur Definition: MüKoBGB/Schramm, Münchener Kommentar zum
BGB, 5. Aufl. 2006, § 185 Rn. 6 mwN). Darüber hinaus verfügte A auch im eigenen Namen,
sodass § 185 BGB anwendbar ist.

Hinweis: § 185 BGB ist eine Gesetzesbestimmung, die in Abs. 1 und Abs. 2 Fall 1 selbst ein Zustim-
mungserfordernis für den Fall aufstellt, dass ein Nichtberechtigter eine Verfügung über einen Gegenstand
trifft. Die weitere Regelung in § 185 II BGB knüpft nur noch an die Verfügung eines Nichtberechtigten
an; mit der Zustimmung hat sie nichts mehr zu tun.

E hat den A beerbt und ist im Wege der Universalsukzession nach §§ 1922, 1937 BGB in
dessen Rechtsstellung eingerückt.

Darüber hinaus müsste E für die Nachlassverbindlichkeiten unbeschränkt haften.
Die erbrechtliche Grundentscheidung lautet: der Erbe haftet unbeschränkt, aber beschränk-

bar (Palandt/Edenhofer, BGB 9. Aufl. 2010, Einf. v. § 1967 Rn. 1; jurisPK-BGB/Ehm, juris
Praxiskommentar zum BGB, 5. Aufl. 2010, § 1967 Rn. 3). Eine Haftungsbeschränkung auf
den Nachlass kann der Erbe durch Beantragung der Nachlassverwaltung oder der Nach-
lassinsolvenz nach § 1975 BGB herbeiführen. Eine endgültig unbeschränkte Erbenhaftung tritt
erst dann ein, wenn der Erbe sein Recht zur Haftungsbeschränkung verwirkt hat aufgrund
von Inventarvergehen (§§ 1994 I 2, 2005, 2006 BGB), Verzicht oder rechtskräftiger Aberken-
nung (§ 780 ZPO).

Aus dem Sachverhalt ergeben sich keine Anhaltspunkte dafür, dass eine bereits unbe-
schränkte Erbenhaftung vorliegt. Daher ist vom Grundsatz der unbeschränkten aber be-
schränkbaren Erbenhaftung auszugehen. Es stellt sich somit die Frage, ob die grundsätzlich

Eigentumsverlust durch
Konvaleszenz
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